Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1275 


Große Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Bardens, Dr. Brand (Pinneberg), 
Bay, Schmidt (Kempten), Dr. Rutschke, Kleinert, Krall 
und der Fraktionen der SPD, FDP 

betr. Umweltschutz 


Seit Bestehen der Bundesrepublik ist trotz der erkennbaren 
negativen Folgen einer stürmischen technischen Entwicklung zu 
wenig zur Wiederherstellung und Sicherung gesunder Umwelt- 
verhältnisse getan worden; die Beunruhigung in der Bevölke- 
rung wegen der Bedrohung der natürlichen Lebensvorausset- 
zungen nimmt zu. 

Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 

1. Welche Lage hat die Bundesregierung bei Beginn ihrer 
Arbeit auf dem Gebiet des Umweltschutzes vorgefunden? 

2. Wie gedenkt die Bundesregierung die anstehenden Auf- 
gaben zu bewältigen, und welche Prioritäten setzt sie dabei? 

3. Welche Möglichkeiten bestehen für eine Verbesserung der 
Zusammenarbeit von Bund, Ländern und Gemeinden und 
weiteren mit dieser Frage befaßten Institutionen, insbeson- 
dere durch die von der Bundesregierung vorgesehene Er- 
weiterung der Gesetzgebungskompetenzen des Bundes für 
den Umweltschutz? 

4. Welche Bedeutung hat nach Ansicht der Bundesregierung 
die internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes? 

Auf welche Weise beabsichtigt die Bundesregierung die 
Arbeiten internationaler Organisationen, wie der OECD, des 
Europarates und der NATO, auf dem Gebiet des Umwelt- 
schutzes weiter zu fördern? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung für eine 
unmittelbare Zusammenarbeit bei der Verbesserung der 
Umweltbedingungen mit der DDR und den osteuropäischen 
Staaten? 
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Mischnick und Fraktion 


Begründung 

Trotz verschiedener Anstrengungen in Bund und Ländern hat 
die zum Teil fehlende, zum Teil lückenhafte und zersplitterte 
Gesetzgebung auf dem Gebiet des Umweltschutzes in den letz- 
ten Jahren mit zu einer Zunahme der Umweltschäden wie der 
Verschmutzung der Gewässer, der Luftverunreinigung und 
Lärmbelastung geführt. Dazu kommen Gefahren für den Boden 
und damit für die Ernährung der Menschen von der teilweise 
ungeregelten Abfallbeseitigung und der Anwendung von 
Bioziden. 

Umweltschutzmaßnahmen lassen sich nur dann umfassend ver- 
wirklichen, wenn neben gesetzgeberischen Maßnahmen und 
dem Einsatz von Technik und Geld allen Gruppen der Gesell- 
schaft die Notwendigkeit des Umweltschutzes frühzeitig be- 
kanntgemacht, das Bewußtsein für die Notwendigkeit des Um- 
weltschutzes geweckt und eine freiwillige Mitarbeit beim 
Umweltschutz erreicht wird. 



